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Die Stunde der Entscheidung 
Verehrte Gäste, liebe Delegierte, 

seit unserem letzten Parteitag im Oktober 1971 in 
Saarbrücken können wir diese Tatsachen verzeich­
nen: Wir haben — die Wahl in Baden-Württemberg 
gewonnen, 

# die Geschlossenheit der Führung hergestellt, 

9 die innerparteiliche Demokratie belebt, 

# die Grundsatzdiskussion wieder aufgenom­
men, 

# die Finanzsituation verbessert 

# die Organisation gestrafft, 

# die Mitgliederzahl erhöht, 

# die Information verbessert und 

# die Öffentlichkeitsarbeit ausgebaut. 

Der Generalsekretär, mein Kollege Konrad Kraske, 
wird dazu im einzelnen berichten. Ich möchte ihm — 
wie allen Mitgliedern des Präsidiums und des Bun­
desvorstandes — danken — ebenso wie allen Mitar­
beitern der Partei auf Bundes-, Landes- und Kreis­
ebene. Mein Dank gilt den Landes- und den Vereini­
gungsvorsitzenden, den Kreisvorsitzenden, allen Ab­
geordneten und allen Mitgliedern. 

Die Bundestagsfralttion, die KampfgemeinschtH 
von CDU und CSU, hat ihre auf eine klare Alternative 
angelegte Oppositionsarbeit so erfolgreich festge­
setzt, daß die Regierung Brandt vorzeitig aufgeben 
mußte. Ich verweise auf den schriftlichen Bericht der 
Fraktion, der mein Dank gilt - allen Kollegen und 
allen Mitarbeitern. 

So haben wir durch konsequente Arbeit die Stunde 
der Entscheidung herbeigeführt: 

Die Union steht bereit, durch eine bessere Politllc 
zu Stabilität und Fortschritt, zu Erfolg und sozialer 
Gerechtigkeit, zu mehr Frieden und zu mehr Sicher­
heit zu führen. 

Und wenn wir Frieden sagen, meinen wir den Frie­
den nach außen und nach innen. Dieser beruht auf 
Respekt und Toleranz und Rücksicht. Verleumdung 
zerstört neben dem Frieden im Innern den, der sie 
ausspricht! 

Es geht um die politische Erneuerung der Bundes-
republil( Deutschland. Kritiker sind nicht „Schreib­
tischtäter"! Und das Gewissen der Politiker darf 
nicht zur Handelsware abgewertet werden! 
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Ein neuer Anfang 
Es geht um die Umkehr von einem Weg, der das 

früher Erreichte nicht bewahrt, sondern gefährdet. 
Wir trauen uns zu, was Deutschland braucht: 

EINEN NEUEN ANFANG! 

Deutschland steht vor einer grundsätzlichen Ent­
scheidung: 

Erneuerung durch die Union im Geiste unserer 
Prinzipien 
oder 
Abgleiten In den Sozialismus der SPD. 

Viele sind enttäuscht von der Führungsschwäche 
und von der Instabilität, von den Ergebnissen, von 
den Vorkommnissen und den Affären, von den Rück­
tritten und Ausrutschern, von den nicht eingelösten 
Versprechungen dieser Koalition. Diese Enttäu­
schung hat, wie wir wissen, gerade die ergriffen, die 
1969 - zum Teil erstmals — SPD gewählt haben. Die 
meisten von diesen werden es zugleich letztmals ge­
tan haben, weil innerhalb der SPD - jedermann 
sichtbar — Sozialisten die Mehrheit erobert haben 
und die Sozialdemokraten in die Minderheit geraten 
sind. Die Mehrheit der Deutschen aber will diesen 
Soziaiismus nicht! 

Diese Mehrheit will Fortschritt durch Partnerschaft 
der Mitte, will Würde und Anstand der Führenden, 
Diese Mehrheit kann und wird sich für uns entschei­
den, wenn wir 

# mit dem moderneren Programm, 

# mit der besseren Mannschaft, 

# mit der größeren Festigkeit und 
# mit überlegenerem Kampfgeist ans Werk 

gehen. 

Diese Mehrheit im Volk wird mißtrauisch, wenn die 
Fundamente In Gefahr geraten. Und dies geschieht 
durch die SPD: 

Wer erklärt, Stabilität sei bloß so ein Modewort 
und zugleich die Soziale Marktwirtschaft grund­
sätzlich in Frage stellt, 
wer Fremdbestimmung statt Mitbestimmung will, 
wer kollektive Vermögenfonds statt privaten Eigen­
tums mit persönlicher Verfügungsgewalt anstrebt, 
wer die breitere Streuung privaten Eigentums ab­
lehnt, da auf diese Weise das ,,System" stabilisiert 
werde, 
wer mit der Steuerpolitik die Belastbarkeit der Un­
ternehmungen erproben, den Ertrag sozialisieren. 



die Leistung bestrafen, den (Mittelstand auszehren 
sowie die Kinderreichen und die Ehe benachteili­
gen will, 

wer den Zusammenschluß des freien Europa zur 
Politische Union nicht will, 

wer den Kampf gegen den politischen Radikalis­
mus nur halbherzig führt, 

wer Manipulation durch Landespresseausschüsse 
will, 

wer sich so einläßt, der will eine andere, eine so­
zialistische Ordnung, der zwingt uns zum Kampf 
um die Grundsätze, um die Fundamente. 

Wir weichen dem nicht aus: Auf die auBenpolitisdie 
Öffnung nach Osten darf nicht die Innenpolitische 
Öffnung für diesen Soziallsmus folgen I 

Dieser Soziallsmus nämlich macht alle ärmer, 
macht alle abhängiger. 

Nirgendwo auf der Weit ist durch Soziaiismus er­
reicht worden, was hierzulande für die breiten Mas­
sen sozial und human erreicht wurde durch Soziale 
Marictwirtschaft. 

Inflation ist gegenwärtig der größte Gegner der 
Sozialen Marktwirtschaft. Die Mahnung des Präsiden­
ten der Deutschen Bundesbank, des Sozialdemokra­
ten Kiasen, ist eindeutig: „Die Leistungsfähigkeit un­

serer Wirtschaft wird verringert. Der Regierung wird 
es immer schwieriger, notwendige Reformen durch­
zuführen, unser Sparkapital, unser gesamter Wohl­
stand schwindet dahin. Neue soziale Ungerechtigkei­
ten entstehen. Das ergibt weitere soziale Spannun­
gen. Unsere freiheitliche Wirtschaftsordnung wird ge­
fährdet. Und schließlich wird unsere Demokratie in 
Frage gestellt." 

Dem kann man nur zustimmen. 
Und ich stimme zu, wenn Herr Poullain dieser Tage 

sagte: 

„Wenn ich Juso wäre, würde ich die Hände in 
den Schoß legen, die Entwicklung mit Ruhe be­
trachten und dann den richtigen Augenblick ab­
warten, um unsere Soziale Marktwirtschaft, die 
durch diesen Inflationsprozeß permanent ausge­
höhlt wird, zu stürzen." 

Die Frage stellt sich: Warum tut dann der Kanzler 
nichts? Will er auch diese „andere Republik"? Duldet 
er Inflation als Mittel zur sozialistischen Veränderung 
der Gesellschaft? 

Und: Warum hält sich der Kanzler für handlungs­
unfähig zur Bekämpfung der Inflation, der Preisstei­
gerungen und des Finanzchaos? Derselbe Kanzler, 
der noch schnell einen Vertrag über Schicksalsfragen 
mit der DDR abschließen will, obwohl er ohne Mehr­
heit und ohne Parlament ist? 


